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Mit wissenschaftlicher 

Mitarbeit von 
Solidarische Ökonomie ist eine alternative Form des Wirtschaftens, die 

sich an bedürfnisorientierten, sozialen, demokratischen und ökologischen 

Ansätzen orientiert. 

Vorliegendes Heft erscheint auch als Begleitpapier zum Kongress 

„Solidarische Ökonomie“, der Ende Februar 2013 in Wien stattfindet. Um 

die Ideen zur Solidarischen Ökonomie über den Kongress hinaus in Ös-

terreich zu verbreiten, hat SOL sich zu einer Kooperation mit dem Vorbe-

reitungsteam für den Kongress entschlossen. Nicht notwendigerweise steht 

SOL hinter allen Positionen, die hier vertreten werden. Jedenfalls halten 

wir sie für diskussionswürdig. 
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Wir lernen zeitlebens, ob wir wollen oder nicht, und treffen immer wieder auf 

Altbekanntes, etwa die Tatsache, dass der klassische Kapitalismus der Mensch-

heit und den meisten Menschen individuell nichts Gutes tut. Oft hatte ich das 

Glück, erfahren zu können, wie erfolgreich solidarisches Handeln zum Gelin-

gen jener Projekte beitrug, an denen ich mich beteiligte. Das Wissen und 

Können aller Beteiligten gemeinsam eingesetzt übertrifft bei weitem jedes 

Spezialwissen Einzelner. Aus Überzeugung gemeinschaftlich Projekte voranzu-

treiben, die nicht dem Eigennutz zugute kommen, sondern zum guten Leben 

für alle beitragen, ist lustvolle Arbeit und macht Freude. 

Als mich Dieter Schrage, der umtriebige Anarchogrüne, fragte, ob ich nicht 

meine praktischen Erfahrungen als Organisator und Entwickler von Veranstal-

tungen in die Vorbereitung eines Kongresses zur Solidarischen Ökonomie ein-

bringen möchte, war ich sofort dabei. Der erfolgreiche Kongress im Jahre 

2009 an der Universität für Bodenkultur in Wien – wir (die Vorbereitungs-

gruppe) hatten mit maximal 300 Teilnehmenden gerechnet, und es kamen 

dann nahezu eintausend – bewies, wie stark das Bedürfnis war, Initiativen 

kennenzulernen, die nach neuen ökonomischen Grundsätzen arbeiteten. Am 

Kongress waren Unzufriedenheit und Enttäuschung mit der an den Unis ge-

lehrten Ökonomie und die Freude über soviel Neues zu spüren. Das Unbeha-

gen ist angesichts der gegenwärtigen wirtschaftlichen und gesellschaftlichen 

Krisen wohl noch gestiegen. 

Vor dem Hintergrund einer lebendigen globalisierungskritischen Bewegung 

gewinnen die vielfältigen Projekte solidarischer Ökonomie an Kraft. Die Hoff-

nung gilt der Stärkung und Vernetzung aller Initiativen, die kritische Theorien 

und praktische Projekte verbinden. Alle dabei Engagierten suchen gemeinsame 

Wege in Richtung gesellschaftspolitischer, ökologischer und kultureller Verän-

derungen. Ausgehend davon benennen wir die Ziele des Kongresses 2013: 

 Aufzeigen von Projekten auf lokaler, regionaler und globaler Ebene:  

mehr als einhundert Initiativen haben ihre Teilnahme am Kongress ange-

meldet. 

 „Solidarische Ökonomie“ in ihrer Vielfalt und mit ihrem Erfolg bekannt 

machen: es gibt sie in allen Ländern der Erde, und die Ideen der Men-

schen dazu sind unerschöpflich. 

 Austausch, Auseinandersetzung und Vernetzung in Theorie und Praxis 

auch an den österreichischen Universitäten: Solidarökonomische Betrie-

be müssen bei der Entwicklung einer Alternativen Wirtschaft durch Regie-

rungen, Intellektuelle, Universitäten und Genossenschaften unterstützt 

werden.  

 Die Teilnehmenden motivieren, in diesem Sinne aktiv zu werden: mit 

euch geht alles, ohne euch gar nichts! 

Das Verständnis von Solidarökonomie soll dabei breit angelegt werden – also 

bezogen auf Solidarität als gegenseitige Unterstützung und eine Ökonomie, 

die sich an den menschlichen Bedürfnissen orientiert und nicht an jenen der 

Ökonomie. 

Wir wollen den Begriff „Solidarische Ökonomie“ bewusst nicht eng eingren-

zen, um sehr unterschiedlichen Konzeptionen und Ansätzen Platz zu geben. 

Darunter fallen z.B.: 

selbstverwaltete Räume und Betriebe, alte und neue Genossenschaften, soli-

darische Wohnformen, besetzte Häuser, Kommunen, Unternehmungen mit 

sozialer Zielsetzung, Tauschringe, Regionalwährungen, Frauenräume und fe-

ministische Projekte, Kostnix- und Umsonstläden, alternative Finanzierungs-
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  einrichtungen, fairer Handel, Gemeinschaftliche und Interkulturelle Gärten, 

Volxküchen, landwirtschaftliche Direktvermarktung, Ökodörfer, OpenSource, 

Alternative Bildungseinrichtungen, Wissensallmende, bedingungsloses Grundein-

kommen u.v.a.m. 

Ein großes Vorbild ist Brasilien, wo Paulo Singer, der mit seinen Eltern 1938 aus 

Wien fliehen musste, das „Nationale Sekretariat für die Solidarökono-

mie“ (SENAES) leitet. Diese Abteilung des Arbeitsministeriums ist für die Gründung 

neuer Kooperativen und für den Zusammenschluss der Kooperativen zuständig.  

Das Sekretariat, und vor allem Paulo Singer, repräsentiert die Bewegung für Soli-

darökonomie in Brasilien mit allen Forderungen gegenüber staatlichen und priva-

ten Institutionen sowie internationalen Organisationen. Mit seinem Budget unter-

stützt das Sekretariat: 

 die Einrichtung von Foren und Zentren für Kooperativen, um die Interessen zu 

bündeln und somit den gemeinsamen Verkauf der Produkte zu ermöglichen 

 die Vermittlung von Handelspartnern, Treffen oder Kursen, Beratung bei juris-

tische Fragen 

 Hilfe bei der Organisation von Messen und Seminaren 

 Hilfe bei der Erstellung von Bilanzen und Statistiken 

 das Erstellen von Richtlinien für die Solidarökonomie und die Beobachtung 

ihrer Durchführung 

SENAES setzt sich auch für die Frage der gesetzlichen Regelungen ein, z.B. ob 

eine Kooperative offiziell als Rechtsform einer Gesellschaft anerkannt wird. 

Über 3000 alternative Betriebe, über 500 Unterstützungsorganisationen, mehr als 

80 Städte und die öffentlichen Verwaltungen von sechs Staaten organisieren sich 

über das Brasilianische Forum für Solidarische Ökonomie. 

Der Aufbau von Genossenschaften wird unterstützt durch Innovationswerkstätten, 

die an brasilianischen Hochschulen durchgeführt werden. Ein Beispiel ist die In-

novationswerkstatt der Universität von São Paulo (USP) unter der Leitung von Paul 

Singer und Sylvia Leser de Mello  

(de.wikipedia.org/wiki/Solidarische_%C3%96konomie#Brasilien). 

Von solcher Unterstützung sind wir in Österreich und Europa noch weit entfernt. 

In Deutschland ist Solidarische Ökonomie zumindest schon an den Universitäten 

angekommen und wird an einigen gelehrt. Andere europäische Staaten sehen in 

ihren Budgets die Unterstützung Solidarökonomischer Betriebe vor. Im Wesentli-

chen sind es jedoch lokale Verwaltungen, die solche Alternativen unterstützen. In 

Österreich ist die solidarische Ökonomie weder an den wissenschaftlichen Hohen 

Schulen wirklich angekommen, noch wird sie von der öffentlichen Verwaltung 

tatkräftig gefördert.  

Es ist höchste Zeit, dass sich das – vielleicht mit diesem Kongress – zum Besseren 

wendet. 

Unsere Wünsche an die Teilnehmenden: 

Wir ermuntern euch, die freien Räume am Kongress zu nutzen! 

Bitte sucht euch selbst zu organisieren. Erwartet nicht ein Dienstleisterservice, das 

wollen und können wir nicht bieten. Je mehr Aufgaben jede/r am Kongress über-

nimmt, umso weniger haben die einzelnen TeilnehmerInnen zu tun. 

Für das Thema Solidarische Ökonomie ist die Selbstorganisation zentral. So haben 

wir auch den Kongress organisiert, und so wird er hoffentlich gut laufen! 

 

Wir wünschen eine spannende Lektüre! 

Die Vorbereitungsgruppe 

Der Verein SOL setzt sich für nach-

haltigere Lebensstile ein. Er gibt vier-

mal jährlich die Zeitschrift SOL mit 

der Beilage „Sustainable Austria” 

heraus. Ein Probeheft von SOL  

schicken wir gerne zu. 

SOL, Penzinger Str. 18/2,  

1140 Wien, Tel. 01.876 79 24 

sol@nachhaltig.at, 

www.nachhaltig.at 
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Wirtschaftsdemokratie als  

Solidarische Ökonomie 

Von Wolfgang G. Weber, Peter Ulrich Lehner, Markus Hafner-Auinger, Eva Angerler 

 

(adaptierte Fassung eines Beitrags für die „Nachrichten und Stellungnahmen der katholi-

schen Sozialakademie Österreichs“, 2009) 

Zur Geschichte der Wirtschaftsdemokratie 

Die Entfaltung von Projekten Solidarischer Ökonomie auf der gesamtgesellschaftlichen 

(makroökonomischen) Ebene benötigt eine Unterstützung durch alternative Wirtschafts-

politik (Altvater/Sekler 2006). Wirtschaftsdemokratie als vielfältiges Bündel von Modellen 

und Werkzeugen zur sozialen Regulierung von Marktwirtschaften (unterschiedlichen 

Typs) bildet ein Bindeglied zwischen Projekten Solidarischer Ökonomie und demokra-

tisch-humanistisch-orientierter Wirtschaftspolitik. Unterschiedliche Konzepte der Wirt-

schaftsdemokratie (zur Historie siehe z.B. Gubitzer, 1989) entstanden besonders in Euro-

pa und den USA im Zuge der Arbeiter- bzw. Genossenschaftsbewegungen im 19. Jahr-

hundert als Gegenkraft zum Manchester-Kapitalismus. Auch humanistisch gesinnte Refor-

munternehmer wie Robert Owen leisteten durch Realisierung konkreter Unterneh-

mensutopien damals einen nicht zu unterschätzenden Beitrag (siehe 

www.newlanark.org).  

Wirtschaftsdemokratische Ideen erlangten dann wieder, z.B. im Zuge der demokratischen 

Rätebewegung (die in der frühen „Sowjet“-Union durch Leninismus und Stalinismus aus-

gerottet wurde) in den Jahren nach dem 1. Weltkrieg – auch in Österreich (siehe die Ge-

meinwirtschaftlichen Anstalten in Österreich in der Ersten Republik, die Kommunalpolitik 

des „Roten Wiens“ sowie die Schaffung der Arbeiterkammern 1920) – eine gewisse Be-

deutung. Sie beeinflussten nach der Katastrophe des faschistischen Weltkriegszugs die 

Grundsatzprogramme mancher Gewerkschaften und das deutsche Mitbestimmungsgesetz 

und tauchten zunächst ab den 50er-Jahren in der jugoslawischen Arbeiterselbstverwal-

tung und in den 70er-Jahren in demokratisch-sozialistischen Reformen (exemplarisch: der 

skandinavische Dritte Weg) und Reformunternehmen wieder auf sowie Ende der 70er-

Jahre in basisdemokratischer Gestalt in den zahlreichen selbstverwalteten Alternativbetrie-

ben der „Dualwirtschaft“, und, eher wechselhaft, in Programmen grüner Parteien.  

Im Zuge der marktfundamentalistischen politischen Hegemonie „neo-liberaler“ Politikfä-

higkeit verschwanden in den 90er-Jahren Vorstellungen einer demokratischen Regulie-

rung bestimmter Wirtschaftsabläufe und einer Mitbestimmung der Beschäftigten im Un-

ternehmen fast aus der politischen Arena. Die gegenwärtige globale Krise des (noch) 

schwach regulierten Finanzkapitalismus und die reale Chance des Zusammenbruchs sei-

ner Ideologie ermöglicht eine Renaissance einer wirtschaftsdemokratisch regulierten 

Marktwirtschaft, die in ersten Ansätzen bereits erkennbar wird (z.B. Initiativen in EU-

Gremien zur Finanzmarktkontrolle).  

Ziele und Formen von Wirtschaftsdemo-

kratie 

Wirtschaftsdemokratie strebt einen gesellschaftlichen Ausgleich 

zwischen Wirtschafts- und Sozialpolitik an. Dabei sollen die 

vom Wirtschaften betroffenen Akteursgruppen (z.B. Manage-

ment, ArbeiterInnen und Angestellte, KonsumentInnen, Um-

weltschutzinitiativen) direkt oder über RepräsentantInnen an 

der Regulierung makrowirtschaftlicher und unternehmensbe-

zogener Prozesse beteiligt werden. Hierdurch sollen demokra-

tische Grundwerte wie Schutz der Menschenwürde, Mitbe-

stimmung, Gerechtigkeit und Solidarität auch im Bereich der 

Wirtschaft besser umgesetzt bzw. hergestellt werden. Wirt-

schaftsdemokratische Reformen, wie sie insbesondere in konti-

nentaleuropäischen Staaten der 70er-Jahre ansatzweise und oft 

halbherzig versucht wurden, strebten Ziele an wie die bessere 

Einkommens- und Vermögensgerechtigkeit, den Schutz der 
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Demokratie vor wirtschaftlicher Machtkonzentration und eventueller Unterstützung totali-

tärer Tendenzen durch Wirtschaftsführende (Beispiele: Ständestaat; Weimarer Republik), 

die Erziehung zur politischen Mündigkeit auch in Betrieben sowie ein ausgewogeneres 

Verhältnis zwischen sozialpolitischen und betriebswirtschaftlichen Anliegen bei strategi-

schen Wirtschaftsentscheidungen auf Ebene der Gesellschaft und des Unternehmens 

(Nachhaltigkeit und Arbeitsplatzerhalt statt Finanzspekulation und Renditemaximierung). 

Wirtschaftsdemokratische Modelle berücksichtigen durchaus auch wirtschaftliche Ziele 

wie die Förderung des wirtschaftlichen Denkens und Handelns von am Unternehmen 

beteiligten Beschäftigten (z.B. Problemlösekompetenz, Innovativität, Wissensaustausch, 

Flexibilität), die Verringerung volkswirtschaftlicher Schäden durch egoistisches Wirtschaf-

ten (z.B. führungs-/arbeitsbedingter psycho-sozialer Störungen; Umweltschäden; Abbau 

sozialer Dienstleistungen) und verfolgen auch das Ziel der menschengerechten Arbeitstä-

tigkeitsgestaltung (Vilmar & Weber, 2004).  

Wirtschaftspsychologische Modelle versuchen einen schwierigen Kompromiss zu leisten: 

Wettbewerb (mittels individuellem sowie kollektivem Unternehmertum) soweit wie ge-

sellschaftlich verträglich zuzulassen, Planung und Steuerung soweit wie nötig (Schutz des 

Gemeinwohls) zu leisten. Die demokratische Mitentscheidung, an welcher die abhängig 

Beschäftigten als wesentliche Erzeuger der Wirtschaftsleistungen besonders teilhaben 

sollen, geschieht auf unterschiedlichen Ebenen und in unterschiedlicher Intensität 

(ausführlich: Demirovic, 2007; Meine u.A. 2011; Vilmar & Weber, 2004).  

Dass Wirtschaftsdemokratie ökonomisch realisierbar ist, belegen dabei nicht nur die 

Großversuche in Mondragón CC (Baskenland) und in der Emilia Romagna oder das nur 

mit erheblicher Mühe seiner internationalen Gegner (inkl. einer propagistischen Großof-

fensive, faktisch bis hin zum Mord an Regierungschef Olof Palme) gestoppte schwedische 

Modell der 70er-Jahre, sondern – paradoxerweise – auch die im Zuge der weltweiten 

finanzkapitalistisch verursachten Wirtschaftskrise gegenwärtig zu Tage tretenden Informa-

tionen über riesige Beträge verspekulierten realen Kapitals und Einkommens. Eine Mitur-

sache der Krise ist das Fehlen jeglichen demokratischen Controllings der meisten privat-

kapitalistischen Finanz- sowie Ratingagenturen.  

Demokratische Unternehmen als Bestandteil der  

Solidarischen Ökonomie 

Arbeits- bzw. Sozialgenossenschaften und sonstige Unternehmen in Beschäftigtenhand 

bilden einen zentralen Bestandteil Solidarischer Ökonomie (siehe Altvater und Sekler, 

2006). Sie repräsentieren ein demokratisches Steuerungsorgan der Wirtschaftsdemokra-

tie auf der mesoökonomischen Ebene. Auch im deutschsprachigen Raum findet sich ein 

vielfältiges Spektrum von demokratischen Unternehmenstypen, zum Beispiel: 

(1) Partnerschaftsunternehmen mit Mitsprache und Beteiligung der Beschäftigten am Ge-

winn und/oder Produktivkapital sowie überdurchschnittlichen Sozialleistungen (z.B. Stas-

to KG in Innsbruck) 

(2) Demokratisch verfasste Reformunternehmen (z.B. PlanSinn GmbH in Wien; Opel-

Hoppmann GmbH in Siegen; Trisa AG in Tiengen/CH:die Letzteren orientieren sich an 

der der christlichen Soziallehre) 

(3) Demokratisch verfasste Arbeits- bzw. Sozialgenossenschaften (z.B. MalDek in Wien; 

Tischlerei Passeier sowie Sprachschule Alpha & Beta in Südtirol) 

(4) Basisdemokratische Unternehmen in Belegschaftsbesitz (z.B. Hermes FahrradbotIn-

nen in Wien; Cafe Ruffini GmbH in München)  

(5) Kommunitäre, kibbuzähnliche Arbeits- und Lebensgemeinschaften (z.B. die christli-

chen Basisgemeinden Wulfshagener Hütte und Prenzlauer Berg in der BRD; die Com-

munity of New Lanark in Schottland) 

Staaten wie Italien, Frankreich, Spanien oder Großbritannien weisen eine viel höhere 

Dichte an Genossenschaften in Beschäftigtenhand als Österreich und Deutschland auf. 

Das Europäische Komitee der Produktiv- und Sozialgenossenschaften umfasst aktuell ca. 

60.000 Unternehmen mit 1,5 Mio Beschäftigten (www.ica.coop/al-ica)! Die längere wirt-

schaftliche Überlebensfähigkeit, die höhere Beschäftigungssicherheit sowie die stärkere 

strategische Mitentscheidung der Beschäftigten im Vergleich zu hierarchischen, autoritär 

geführten klein- und mittelständischen Unternehmen ist dabei durch wissenschaftliche 

Untersuchungen gut belegt. Ihre über 100-jährigen Geschichte beweist, trotz aller Proble-

me, dass ein humaneres und demokratischeres Wirtschaften möglich ist. 
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Verantwortung übernehmen, 

wie Lebensmittel produziert 

werden  

Von Jutta Habe 

„Community supported agriculture“ oder kurz CSA ist eine vertraglich geregelte 

Partnerschaft zwischen ErzeugerInnen und VerbraucherInnen landwirtschaftlicher 

Produkte. VerbraucherInnen sollen zu „consum´acteur“
1
 werden, diese 

„Ernteanteil-NehmerInnen“ bestimmen und kontrollieren, was auf ihrem Teller 

landet. Sie verpflichten sich, das Jahresbudget eines regionalen landwirtschaftli-

chen Betriebes zu finanzieren, und erhalten im Gegenzug dafür regelmäßig land-

wirtschaftliche Erzeugnisse – meist in bester Bioqualität. Die ProduzentInnen 

wissen dadurch schon zu Beginn einer Saison, dass ihre Kosten 

gedeckt sind und für wie viele Personen sie zum Beispiel an-

bauen.  

„Gela
2
-Ochsenherz

3
“, der dynamisch-biologisch geführte Gärt-

nerhof in Gänserndorf bei Wien, wurde 2002 gegründet und 

wirtschaftet seit 2011 nach dem CSA-Konzept. Mit rund 5 Hek-

tar landwirtschaftlicher Fläche werden derzeit rund 200 CSA-

Mitglieder versorgt. Am Hof werden 60 Gemüse- und 20 Kräu-

terarten kultiviert, wobei ausschließlich samenfeste Sorten (d.h. 

nur Samen, die auch selbst weitervermehrt werden können) zum 

Einsatz kommen. Diese werden großteils im Betrieb gewonnen
4
. 

Die große Vielfalt an Gemüsesorten wird einmal wöchentlich ab 

Hof abgegeben bzw. der Großteil wird an zwei Abgabestellen in 

Wien von den Mitgliedern bei der „freien Entnahme“ abgeholt. 

Damit wird nicht nur Verpackung verringert, auch werden die Transportwege 

minimiert. Die konsumierenden Mitglieder wissen, wo ihr Gemüse hergestellt 

wird, und kennen die Menschen, die im Produktionsprozess eingebunden sind. 

Die „freie Entnahme“
5
 garantiert die Versorgung für das ganze Jahr. Die zweite 

Abgabeschiene, die in der Zeit zwischen Ende Mai und Ende November angebo-

ten wird, sind fertig gepackte Kisten in drei Größen, die einmal wöchentlich an 

mehreren Abholplätzen bereit stehen.  

CSA-Konzepte erlauben Mitbestimmung 

Bei einer Versammlung zu Beginn der Saison stimmen die Mitglieder über den 

vom ErzeugerInnenbetrieb vorgelegten Budgetplan ab. Über die einzelnen 

Budgetposten herrscht Transparenz. Bei Gela-Ochsenherz wird so lange debat-

tiert, bis die Jahreskosten von den Mitgliedern, die an der „freien Entnahme“ 

mitmachen, über deren finanzielle Zusagen aufgebracht sind. Es gibt zwar einen 

Richtwert, der sich aus einer einfachen Division Jahresbudget durch Anzahl der 

zu vergebenden Ernteanteilen ergibt. Es kann aber – je nach finanzieller Situation 

der AnteilnehmerInnen – mehr oder auch weniger als der Durchschnitts-

Richtwert bezahlt werden. Die Kisten werden zu fixen Preisen abgegeben. Von 

der Idee her wird der Betrieb also durch die Mitglieder finanziertund nicht durch 

die wöchentliche Gemüseentnahme. Es kommt zu einem Bruch mit der markt-

orientierten Verkaufslogik. Eine übers Jahr sich regelmäßig treffende Arbeitsgrup-

pe „gela-AG“ versucht, das CSA-Konzept für den Gärtnerhof und die Community 

passend weiterzuentwickeln. 

In Österreich gibt es derzeit (Oktober 2012) vier Betriebe, die bereits nach dem 

CSA-Konzept arbeiten. Neben Gela-Ochsenherz sind dies: Die kleine Farm
6
 in 

der Steiermark, Gemüsefreude
7
 in Sattledt (Oberösterreich) und der Biohof 

Mogg
8
 in Niederösterreich.  

Mag.a Jutta Habe  

ist seit 2011 als Ernteanteil-Nehmerin 

bei Gela-Ochsenherz und arbeitet 

regelmäßig in der Gela-AG mit; sie ist 

Mitglied im Organisationsteam für 

den „Solidarische Ökonomie Kon-

gress 2013“ 

1 
consum´acteur ist ein Wortspiel 

aus consommateur (Verbraucher) 

und acteur (Akteur/Aktivist) in: 

Charta der AMAPs aktuelle Fassung, 

Mai 2003 in einer Übersetzung von 

Jochen Fick (2012) 

2 
Gela ist eine Abkürzung für  

gemeinsam landwirtschaften  

3
 www.ochsenherz.at/csa.html  

4
 Das CSA-Konzept für Produ-

zent*innen, Broschüre, Wolfgang 

Eichinger u.a., Wien, Juni 2012, 

Seite 15 

5
 „Freie Entnahme“ bedeutet, dass 

die Mitglieder ihren Wochenanteil 

mengen- und sortenmäßig selbst 

zusammenstellen; es ist keine fixe 

Abholmenge vorgeschrieben; je 

nach Selbsteinschätzung wird ein-

mal mehr, einmal weniger, von der 

einen oder anderen Sorte genom-

men 

6
 www.kleinefarm.org  

7
 www.gemuesefreude.at 

8
 www.biohof-mogg.at  

CSA-Feldarbeit 

Quelle: CSA 
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Eine weit verbreitete Idee: „CSA“ (Japan, Großbri-

tannien, Kanada und USA), „AMAP“ (Frankreich), 

„Reciproco“ (Portugal), „SoLawi“
9
 (Deutschland) 

Community Supported Agriculture ist in den 1960er Jahren als Antwort auf die 

zunehmende Industrialisierung der Landwirtschaft und die große Macht der Le-

bensmittelhandelsketten entstanden. Die Ursprünge finden sich sowohl in Japan 

als auch in Deutschland. Besonders etabliert ist die CSA-Bewegung in Japan, wo 

heute rund ein Viertel der Bevölkerung an einer CSA-Gemeinschaft beteiligt ist. 

Aber auch in den USA, der Schweiz (Vertragslandwirtschaft), in Deutschland
10

 

(Solidarische Landwirtschaft) und zunehmend in Frankreich (AMAP) ist ihre Be-

deutung groß
11

. 

In einem 2011 von Urgenci
12

 initiierten Grundtvig-Projekt „CSAforEurope“ mit 

Attac-Austria als österreichischer Partnerorganisation
13

 kommt es zu einem inten-

siven Erfahrungsaustausch zwischen Bauern/Bäuerinnen und KonsumentInnen 

aus den teilnehmenden Nationen.
14

 Dieses Projekt ist die Basis für die Finanzie-

rung von Reisen und die Bildung von LernpartnerInnenschaften rund um das 

Thema Solidarische Landwirtschaft. Ein Ziel solidarischer Landwirtschaft ist es, 

regionale Netzwerke aufzubauen, die die Verantwortung für die Versorgung mit 

ökologisch nachhaltigen und leistbaren sowie qualitativ hochwertigen Lebensmit-

teln gemeinsam tragen. Dabei werden die Kosten, Risiken und Erfolge von Kon-

sumierenden und Produzierenden finanziell und organisatorisch auf Augenhöhe 

geteilt.
15

  

Beispiele für weitere Initiativen abseits von  

CSA-Konzepten in Österreich 

Der Verein NETswerk
16

 organisiert Sammelbestellungen bei nachhaltig wirtschaf-

tenden Betrieben und fördert den Austausch zwischen VerbraucherInnen und 

ErzeugerInnen. Damit sollen sozial und ökologisch wertvolle Betriebe und Pro-

dukte gestärkt werden. 

Das Grätzellabor
17

 ist eine Non-Profit-Gemeinschaftslandwirtschaft, bei der ca. 

40 Menschen auf rund 4000 m
2
 Gemüse zur Selbstversorgung anbauen. Es han-

delt sich dabei um eine Kooperation mit dem Filmarchiv Austria. Einen Teil der 

Ernte dürfen die Gäste im Metrokino und im Sommerkino am Augartenspitz ge-

nießen. Auch die Foodcoop Möhrengasse soll in Zukunft beliefert werden. 

9
 www.solidarische-landwirtschaft.org  

10
 Der älteste CSA-Hof in Deutschland: 

www.buschberghof.de, und der wahr-

scheinlich jüngste: www.gartencoop.org 

11 
Siehe www.biohof-mogg.at/

index.php?act=csa&mogg=33dff94a5e2 

f06fdfd31fb1bf15b83a0 

12
 Weltweites Netzwerk für Solidarische 

Landwirtschaft www.urgenci.net 

13
 community.attac.at/9878.html 

14
 Die beteiligten Länderorganisationen 

kommen aus Frankreich, Deutschland, 

England, Slowakei, Tschechien, Ungarn, 

Griechenland und Österreich 

15
 community.attac.at/9878.html  

16
 www.netswerk.at  

17
 www.graetzellabor.at  

CSA-Feldarbeit 

Quelle: CSA 
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 Solidarische  

 Wohnprojekte 

 „Verein für nachhaltiges Leben –    

 Wohnprojekt Wien“
1
  

Eine Gruppe von 14 Personen ist davon überzeugt, dass ein von Nachhaltigkeit 

und Solidarität
2
 geprägtes Zusammenleben in der Großstadt möglich ist. Durch 

einen achtsam geführten Auswahlprozess wurden bisher 53 Erwachsene und 21 

Kinder gefunden, die ab September 2013 in einer Anlage mit 39 Wohnungen 

gemeinsam leben werden.  

Im November 2010 fand mit allen Mitgliedern eine Start-Veranstaltung statt. Die 

von den GründerInnen bis dahin geleistete Vorarbeit (11 Stunden pro Monat und 

Mitglied) wurde von den neuen Mitgliedern in Form eines höheren Mitgliedsbei-

trages abgegolten. Alle sind zu elf Stunden Mitarbeit pro Monat verpflichtet. Nach 

außen hin als Verein organisiert, versuche man die innere Struktur der Entschei-

dungsfindung nach dem Modell „Soziokratie“ zu leben, erläutern Eva Maria Haas, 

als Vorstandsmitglied und zugleich Schatzmeisterin des Vereins sowie Petra Haas, 

Leiterin der AG „Freiraum“. Entscheidungen werden grundsätzlich im Konsent
3
 

getroffen.  

Was ist anders? 

Eva und Petra betonen, was für sie den Mehrwert bei diesem Wohnprojekt aus-

macht: Die zukünftigen NachbarInnen lernen einander bereits jetzt kennen. Die 

Wohnung ist weitgehend selbstbestimmt gestaltbar. Gemeinsame Feste, bei de-

nen auch die Arbeiter des Bauträgers eingebunden werden, machen den respekt-

vollen achtsamen Umgang miteinander unmittelbar erlebbar. Verschiedene Le-

bensformen werden akzeptiert, und bisher erlebte Isolierung und subtile Ableh-

nung werden erfolgreich überwunden. 

Wohnprojekt BROT Kalksburg 

Die Hauptmotive eines Vaters mit zwei Kindern, sich als Mitglied und Be-

wohner im Wohnprojekt BROT-Kalksburg zu engagieren, sind das Finden 

eines sozialen Netzwerkes, die Möglichkeit, generationenübergreifend zu 

leben (Stichwort: Leihoma), eine spirituelle für den eigenen Lebensstil pas-

sende Form der gelebten Gemeinschaft zu finden, und nicht zuletzt die 

zum Projekt gehörigen großzügigen Grünflächen vor der Haustür.  

Derzeit leben in der aus 57 Wohneinheiten und mehreren Gemeinschafts-

räumen bestehenden Anlage rund 110 Menschen. Die ersten Familien 

konnten Ende 2009 einziehen.  

Das Wohnprojekt ist nach außen als gemeinnütziger Verein organisiert und 

kooperiert unter anderem auch mit der Caritas Wien. Die Mitglieder und 

BewohnerInnen des Vereins sind für die Entwicklung des Projektes und die 

Verwaltung selbstverantwortlich. Sie gestalten ihr Wohnprojekt in einzel-

nen Arbeitsgruppen und in monatlich stattfindenden Vollversammlungen. Mitar-

beit und Engagement wird grundsätzlich von jedem Mitglied erwartet. Ein gewähl-

tes Leitungsteam mit seinen SprecherInnen erfüllt neben den Funktionen, die in 

einem Verein auszuüben sind, in erster Linie koordinierende Aufgaben.  

Für den seit sechs Jahren im Wohnprojekt mitwirkenden Familienvater wurde vor 

allem das „Kasterldenken“ aufgebrochen, und auch persönlich hat er gelernt, sei-

ne eigenen Grenzen auszuloten. Sowohl das sich Einbringen aber auch das sich 

Distanzieren muss gelernt werden.  

 www.wohnprojekt-wien.at  

1
 www.wohnprojekt-wien.at  

2
 Es sind vier solidarische Wohnungen 

geplant, in die, für ein Jahr befristet, be-

dürftige Menschen einziehen werden 

können. In diesem Jahr sollen sie dabei 

unterstützt werden, wieder auf die Beine 

zu kommen. 

3
 Dabei heißt Konsent: „Keiner hat einen 

schwerwiegenden Einwand im Hinblick 

auf ein gemeinsames Ziel.“  

Quelle: christianruether.com/2011/02/

soziokratie/  

Wohnprojekt Wien 

Wohnprojekt BROT 

http://www.wohnprojekt-wien.at/
http://www.wohnprojekt-wien.at/
http://christianruether.com/2011/02/soziokratie/
http://christianruether.com/2011/02/soziokratie/
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Neues Wohnen im Alter – 

auch bei uns! 

Von Arch. DI. Dr.techn. Freya Brandl 

Geringere Pensionen, höhere Lebenshaltungskosten, Kaufkraftverluste, Aktien-

Crashes: 

Die Finanzkrise verunsichert auch ältere Menschen. Werden sie in Zukunft noch 

gut leben können? Zugleich kommt die Nachricht, dass die Energiepreise für 

Strom und Gas erhöht werden. Kommen ältere Menschen dann mit ihren Pensi-

onen noch aus? Können sie die Energie- bzw. Betriebskosten für ihre meist rela-

tiv großen ehemaligen Familienwohnungen noch bezahlen? Die Finanzkrise 

zwingt auch Ältere zum Umdenken und eventuell auch zur Änderung ihrer 

Wohnsituation. Ökologische und ökonomische Zusammenhänge müssen er-

kannt und neue Schritte gewagt werden. 

Die Stadt Wien sagt, ältere Menschen können in ihren Wohnungen bleiben, 

„solange es geht“. Mobile Dienste kommen ins Haus und versorgen sie. 

Die „68er“ sind in die in die Jahre gekommen. Viele von ihnen wollen nicht nur 

versorgt werden. Sie wollen auch im Alter noch arbeiten und nicht alleine, son-

dern in Gemeinschaft mit anderen leben. 

Maßgeschneidertes Wohnen für Ältere wird bereits in neuen Wohnprojekten am 

Stadtrand realisiert. Wünschenswert wäre es, wenn auch bei der Sanierung be-

stehender innerstädtischer Wohngebäude durch Umbau eines oder mehrerer 

Geschosse neue Wohngemeinschaften für Ältere bzw. Alt und Jung geschaffen 

werden.  

Wohnen in Gemeinschaft für Ältere sollte wie Wohnen in Gemeinschaft für Ju-

gendliche gefördert werden, denn die Kommunen sparen Zeit, Geld und Res-

sourcen. Gegenseitige Hilfe ist möglich, und Synergieeffekte können genutzt 

werden. Die Physiotherapeutin kommt gleich zu mehreren und muss nicht – 

quer durch die Stadt – jede einzelne aufsuchen und betreuen. Der Einsatz mobi-

ler Dienste (Essen auf Rädern, Hauskrankenpfle-

ge etc.) könnte reduziert, und volkswirtschaftli-

che Kosten gespart werden. 

In Deutschland und in den skandinavischen 

Ländern gibt es bereits viele Beispiele gemein-

schaftlichen Wohnens für Ältere bzw. Alt und 

Jung. Auch in Österreich wäre es sinnvoll, die 

Umsetzung solcher Projekte zu ermöglichen, 

denn viele Menschen wollen einfach auch im 

Alter kreativ und selbstbestimmt wohnen und in 

einer gemeinschaftlichen Atmosphäre leben, die 

durch Wohlwollen und gegenseitige Hilfe ge-

prägt ist. 

Ein Forschungsprojekt, das an der TU Wien, 

Abteilung für Bauphysik und Bauökologie (Univ. 

Prof. DI. Dr. techn. Ardeshir Mahdavi), unter 

dem Titel „eco-com.60+: Neues Wohnen im 

Alter – ökologisch, gemeinschaftsorientiert und 

finanzierbar“ durchgeführt wurde, hat sich mit 

diesem Thema beschäftigt. 

1. Collaborative Housing Conference, 

Stockholm 2010 (FOTO BRANDL)  
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Potentiale und Grenzen aktuel-

ler Selbstverwaltungsbeispiele – 

Blickpunkt Staat 

Von Kajetan Stransky 

Die selbstverwalteten Betriebe „Viomihaniki Metalleytiki“ und „Jugoremedija“ 

sind in ihrer gemeinsamen Schnittmenge „Wege zur Selbstermächtigung von Ar-

beiterInnen“ und dienen in unterschiedlichen Krisensituationen als „rettende 

Strohhalme“ (Nebojša Popov, Philosoph). 

 

Es wird diskutiert, inwiefern selbstverwaltete Betriebe mit ihren heutigen Organi-

sationsmöglichkeiten Alternativen zur hier als allgemein definierten Marktökono-

mie darstellen. Diese interessante und wichtige Problemstellung wird mit hoher 

Wahrscheinlichkeit am Kongress für Solidarische Ökonomie 2013 aufgegriffen. 

 

Eine andere Möglichkeit besteht darin, zu besprechen, welche Elemente von 

Emanzipation und welche Instrumente von Repression ein kapitalistisch organisier-

ter Staat anbringt. So stellt sich der Vorgang für die nächsten Ausführungen dar.  

 

„Viomihaniki Metalleytiki“ – Griechenland 

 

In Griechenland dauert die moderne kapitalistische Entwicklung schon länger an 

als in Serbien. Insbesondere seit dem Ausbruch der aktuellen Krise im Finanzsek-

tor kommt es in Griechenland zum Umbau staatlicher Strukturen. 

 

Daraus entspringt eine verstärkte Durchschlagskraft linker ArbeiterInnenselbst-

organisationen, die aktiv und als Gewerkschaftsorganisationen „von unten“ auf 

staatliche Politik einwirken.
1
 Dies geschieht bewusst in Abgrenzung zur Gewerk-

schaftsabteilung der KKE (Kommunistischen Partei) und insbesondere zu jener der 

PASOK (Hellenischen Sozialisten).
2
 

 

In Jugoslawien existierten während des Regimes der ArbeiterInnenselbstverwal-

tung (1952-1988) Räte, die auf Betriebs- und Unternehmensebene ebenso 

(bundes-)staatliche Politik mitlenken konnten. Im Unterschied zum heutigen 

Griechenland waren diese Räte gesetzlich abgesichert. Kontrastiert mit dem grie-

chischen Beispiel aktiver Protestkultur, die mit Repression vonseiten des Sicher-

heitsapparates zu kämpfen hat, war selbstbestimmtes Partizipieren der Mehrzahl 

einer Belegschaft eines Betriebes in Jugoslawien die Ausnahme. 

 

Dies kann nicht darüber hinwegtäuschen, dass Opposition in Jugoslawien vorhan-

den war. Ihre Organisationswege wichen aber von jenen der heutigen griechi-

schen Opposition ab. Als Parallele zur heutigen Situation in Griechenland kann 

für Jugoslawien das fiskalisch ähnlich beschränkende Verhältnis zum Ausland ge-

nannt werden: Auch dort waren Zahlungsbilanzdefizite und ein steigender  

Außenverschuldungsgrad insbesondere ab Ende der 1970er-Jahre gegeben. 

 

Das selbstverwaltete Unternehmen „Viomihaniki Metalleytiki“ ist ein Beispiel für 

Kooperation und Solidarität innerhalb der Belegschaft einer Firma, die vom Kapi-

talisten aufgegeben und daraufhin von den ArbeiterInnen weitergeführt wurde 

bzw. wird. Das Firmenkapital befindet sich zwar tatsächlich in Besitz der Arbeite-

rInnen, Voraussetzung für die Finanzierung über die nächsten Monate hinweg ist 

aber die Vorauszahlung der Arbeitslosenversicherungsgelder von staatlicher Seite.
3
 

Die Ausführung dieser Vorauszahlung ist vom Willen des Staates abhängig. 

Kajetan Stransky 

* 29. 1. 1987 in Bregenz 

im Organisationsteam des Kongres-

ses für Solidarische Ökonomie 2013 

Politikwissenschaftler und Ökonom 

in Wien 

kajetan.stransky@yahoo.com 

1
 wz.subfiles.net/2012/08/1757-

fabrikbesetzung-und-

arbeiterselbstverwaltung-in-

thessaloniki (Zugriff 22. 1. 13) 

2
 www.libcom.org/library/wobbly-

report-greece (22. 1. 13) 

3
 wz.subfiles.net/2012/08/1757-

fabrikbesetzung-und-

arbeiterselbstverwaltung-in-

thessaloniki (22. 1. 13) 
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Die Solidaritätsbestrebungen definitiv behindernd erweist sich der von Akteuren 

der internationalen Politik forcierte Lohndruck als Versuch der Kapitalfraktionen, 

einen Keil in die Solidaritätsbestrebungen der linken griechischen ArbeiterInnen 

zu treiben.
4
 Doch Divisionen innerhalb der ArbeiterInnenschaft waren auch im 

selbstverwalteten Jugoslawien gängig: Es gab eine klare Rollenteilung zwischen 

einer Oligarchie informierter, mitunter parteinaher ArbeiterInnen und der häufig 

stillen Mehrheit. 

 

„Jugoremedija“ – Serbien 

 

Nachdem 1988 das Selbstverwaltungsregime im damaligen Jugoslawien faktisch 

aufgelöst wurde, haben sich die Privatisierungswellen in der serbischen Wirt-

schaft seit der Jahrtausendwende weiter intensiviert. Hier ist zu beachten, dass 

von staatlicher Seite zunehmend Maßnahmen in Richtung EU-Beitritt und daher 

Marktliberalisierungen gesetzt werden. Im Vergleich zu Griechenland machen in 

Serbien schwächer etablierte gewerkschaftliche Strukturen ArbeiterInnenwider-

stand auf einzelbetrieblicher Ebene wahrscheinlicher. Gemeinsam haben diese 

Widerstände mit jenen in Griechenland ihre große Skepsis gegenüber der formel-

len Parteipolitik. 

 

Ein inzwischen wieder selbstverwalteter Betrieb ist „Jugoremedija“ im serbischen 

Zrenjanin, der 1961 im Jugoslawien mit kodifiziertem Selbstverwaltungsregime 

gegründet worden war. 1989 wurde „Jugoremedija“ im Zuge der Kuponprivati-

sierungen
5
 zu einer Aktiengesellschaft. Zunächst hielt der Staat 42%, die Beleg-

schaft sowie die KleinaktionärInnen hielten 58% der Wertpapiere.
6
 

 

Die staatlichen 42% wurden nach der 

Jahrtausendwende an einen Kapitalisten 

verkauft, der auf die Bedürfnisse der Be-

legschaft keine Rücksicht genommen 

hatte. Mit einer Kapitalaufstockung eig-

nete er sich die Aktienmehrheit an, die 

verbliebenen AktionärInnen begehrten 

auf. Es folgte Repression gegen die Arbei-

terInnen von „Jugoremedija“, unterstützt 

durch Gendarmerie und Polizei. Weitere 

energische Proteste der ArbeiterInnen 

trugen schließlich dazu bei, dass Ende 

2006 die Justiz den Verkauf des Aktien-

pakets von Seiten des Staates an den 

Kapitalisten für illegal erklärte. Nachdem 

nun die Mehrzahl der Aktien in den Be-

sitz der Belegschaft übergegangen war, 

wurden von staatlicher Seite Hürden in 

Form von Zulassungskriterien zur Phar-

maproduktion aufgestellt – der Betrieb 

musste komplett auf Kosten der Arbeite-

rInnen saniert werden.
7
 

 

Kein Interesse zeigt der serbische Staat jedoch daran, Erfolgsbeispiele wie 

„Jugoremedija“ vor übermächtiger internationaler Konkurrenz zu schützen: Die 

Importlobby scheint die Fäden zuungunsten der selbstverwalteten Firma ziehen 

zu können.
8
 Dennoch macht die Erlangung der notwendigen Produktionslizen-

zen durch „Jugoremedija“ Hoffnung darauf, dass ein bemerkenswertes Element 

der industriellen Basis Nordserbiens bestehen bleibt. 

4
 www.libcom.org/library/greece-

fiscal-crisis-state-puts-need-

independent-workers-politics-

agenda-mouvement-commu (22. 1. 

13) 

5
 Privatisierung von staatlichem/

selbstverwaltetem Eigentum durch 

Versteigerung von Wertpapierpake-

ten 

6
 www.woz.ch/1215/

selbstverwaltung-in-serbien/

pleitegeier-auftragskiller-und-eine-

freche-belegschaft (22. 1. 13) 

7 
ebd. (22. 1. 13) 

8 
ebd. (22. 1. 13) 

Der selbstverwaltete Betrieb 

„Jugoremedija“  

Quelle: Kurir-Info 
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Krisenbewältigung von unten: 

Solidarische Ökonomie in der 

griechischen Krise  

Von Lisa Mittendrein  

 

Die griechische und europäische Krise sind zurzeit in aller Munde. Kein Tag 

vergeht ohne Medienberichte zur Lage des Euro, zur innenpolitischen Situati-

on Griechenlands oder zu neuen Problemen an den internationalen Finanz-

märkten. Griechenland und Europa befinden sich in einer fundamentalen 

Systemkrise, deren Ende nicht in Sicht ist. Die europäische Krisenbewältigung 

beschränkt sich auf eine scharfe Austeritätspolitik, die die wirtschaftliche Situ-

ation weiter verschärft und die Bevölkerungen der betroffenen Länder in gro-

ße Not stürzt.  

Als erstes europäisches Land, das dieser destruktiven Politik unterworfen wur-

de, befindet sich insbesondere Griechenland derzeit in einer erschreckenden 

ökonomischen, politischen und sozialen Situation. Zurzeit ist das Land ein 

tragisches Negativbeispiel dafür, wie im Rahmen einer rücksichtslosen Schock-

therapie eine ganze Gesellschaft und Wirtschaft radikal umgebaut werden. 

Unternehmensschließungen, Entlassungen, Lohnkürzungen, Privatisierungen, 

die Streichung öffentlicher Leistungen und von Beihilfen, sowie unzählige 

Steuererhöhungen sind nur einige der vielen Elemente von Krise und Austeri-

tätspolitik, mit denen die GriechInnen tagtäglich zu kämpfen habe. Die Folgen 

dieser Politik sind desaströs: Arbeitslosigkeit, Armut, gesellschaftliche Desin-

tegration und verstärkter Zulauf zu autoritären und faschistischen Gruppen. 

All diese Entwicklungen und Ereignisse versetzen solidarische BeobachterIn-

nen in Sorge, erregen Mitgefühl und oft auch Wut.  

Zwei Dinge machen jedoch noch Mut: Einerseits beeindruckt und inspiriert 

der andauernde Widerstand der sozialen Bewegungen Menschen in ganz Eu-

ropa. Viele Griechinnen und Griechen gehen jedoch noch einen Schritt wei-

ter und nehmen ihre Versorgung, den Zusammenhalt des Gemeinwesens und 

die Suche nach Alternativen selbst in die Hand: sie bauen eine Solidarische 

Ökonomie von unten auf. Quer durch Griechenland entstehen täglich neue 

soziale Zentren, Gemeinschaftsgärten, Tauschkreise, selbstverwaltete Läden 

und Cafés, Alternativwährungen, kollektive Versorgungsstrukturen und viele 

andere Arten von Projekten.  

Dabei sind nicht nur die Bewegung als Ganzes und die Menge der Initiativen 

bunt und vielfältig, sondern auch viele der Projekte 

in sich selbst. In fast allen Initiativen, die ich wäh-

rend meiner letztes Jahr kennenlernte, finden nicht 

nur eine oder zwei Aktivitäten statt, sondern viele 

verschiedene. So wird im Gemeinschaftsgarten 

nicht nur Gemüse angepflanzt, sondern die Mit-

glieder versuchen, mit ihrer Tätigkeit auch Men-

schen in Not zu unterstützen. Daneben betreiben 

sie Informationsarbeit zu biologischer Landwirt-

schaft und Selbstversorgung und setzen sich für 

den Erhalt und Ausbau öffentlicher Räume ein. Ein 

anderes Projekt begann wiederum als Alternativ-

währung, eröffnete dann ein Gemeinschaftszent-

rum mit Tauschbasar, macht Öffentlichkeitsarbeit 

Die europäische Krisenbewältigung 

beschränkt sich auf eine scharfe 

Austeritätspolitik 
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Lisa Mittendrein ist Soziologin und 

Sozioökonomin. Der vorliegende 

Artikel basiert auf ihrer Diplomarbeit 

zum Thema „Solidarity is the only 

thing we have left. Zwischen Selbst-

hilfe und Transformation – Solidari-

sche Ökonomie in der griechischen 

Krise,“ für die sie 2012 mehrmals 

nach Griechenland reiste. Sie ist bei 

Attac Österreich aktiv.  
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  und plant den selbstorga-

nisierten Anbau von Obst 

und Gemüse. Die ver-

schiedenen Projekte ent-

stehen oft aus einer kon-

kreten Idee, reagieren auf 

die Wünsche von Teilneh-

merInnen und Umfeld, 

wandeln sich rasch und 

erweitern ihre Tätigkeits-

bereiche. 

An dieser Entwicklung 

zeigt sich ein weiterer As-

pekt: Solidarische Ökono-

mie in Griechenland ist 

nicht nur Versorgung oder 

Produktion, sie ist auch 

und vor allem Gemeinschaft, Kooperation und Zusammenhalt. In den meisten 

Fällen kommen die Beteiligten über die wirtschaftlichen Aktivitäten zu den Pro-

jekten – was sie jedoch dort hält, sind die sozialen Beziehungen und das Gefühl 

der Zugehörigkeit.  

Die Integrationskraft der Projekte ist nicht nur im Hinblick auf die Gemeinschaft 

beeindruckend, sondern auch über die Zusammenführung verschiedener gesell-

schaftlicher Bereiche. Innerhalb der Projekte wird, oft implizit oder nebenbei, 

eine enge Beziehung zwischen alternativem Wirtschaften, sozialen Beziehungen 

und politischen Zielen hergestellt. Das Feld repräsentiert somit eine sehr umfas-

sende, ganzheitliche Perspektive des Wirtschaftens, das nicht von anderen Gesell-

schaftsbereichen isoliert wird. Die herkömmliche kapitalistische Ökonomie ope-

riert abgekoppelt von Werten, die für funktionierende soziale Beziehungen zent-

ral sind, und steht häufig sogar im Widerspruch zu ihnen. Wenn Projekte Solidari-

scher Ökonomie nun versuchen, wirtschaftliches Handeln in einen größeren Zu-

sammenhang zu integrieren, so wenden sie sich damit gegen einen der grundle-

genden Mechanismen der kapitalistischen Wirtschaftsweise. Wenn den Projekten 

eine neue Form der Kopplung von Wirtschaft, Politik und Gemeinschaft gelingt, 

so kann dies den Weg in eine neue Art des Wirtschaftens weisen.  

Wenn nun in der Krise Solidarische Ökonomie einen so beeindruckenden Auf-

schwung erlebt, macht es Sinn zu fragen, was sie in schweren Zeiten leisten kann. 

Wer die Projekte besucht sieht ganz deutlich: Mit Hilfe der Solidarischen Ökono-

mie findet nicht nur materielle, sondern auch immaterielle, das heißt psychologi-

sche, soziale Selbsthilfe statt. Mit der zunehmenden Verschärfung der Krise ge-

winnt der Aspekt der Krisenbewältigung innerhalb der Projekte an Bedeutung – 

auch wenn er meiner Einschätzung nach trotzdem nicht bestimmend ist. Solidari-

sche Ökonomie ist also in Griechenland auch Selbsthilfe, sie ist jedoch auch und 

vor allem viel mehr. Solidarische Ökonomie allein wird die Welt nicht ändern, 

aber vielleicht kann sie uns ein Stück des Weges voranbringen. Über die kol-

lektiven Identitäten, die Emanzipation und Aneignung, den Wertewandel, die 

Bildung neuer Beziehungen und die Entstehung von Solidarität, die Inspiration 

und schließlich die Integration von Wirtschaft und anderen Lebensbereichen trägt 

die Solidarische Ökonomie auch ein transformatives Potenzial in sich. Viele Akti-

vistInnen und TeilnehmerInnen der Initiativen sind davon jedenfalls fest über-

zeugt. Sie wollen über ihr konkretes Tun alternative Wege aufzeigen und so zur 

Lösung gesellschaftlicher Probleme beitragen. Oder wie es ein Interviewpartner 

ausdrückt: „If you don't experiment, if you don't try to find a different way of life, 

and you just expect something to come from high above, it will never happen.“ 
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Kajetan Stransky. Layout: Vera Besse. 
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Offenlegung 

Sustainable Austria ist (ebenso wie die 

Zeitschrift SOL) zu 100% im Eigentum 

des gemeinnützigen Vereins SOL 

(Menschen für Solidarität, Ökologie 

und Lebensstil), Penzinger Str. 18/2, 

1140 Wien. Vorstand: Vera Besse 

(Obfrau), Gerlinde Gillinger (Obfrau-

Stv.), Simon Büchler (Schriftführer), 

Herbert Floigl (Schriftführer-Stv.), 

Sabine Schleidt (Kassierin), Dan Jaku-

bowicz (Kassierin-Stv.), Eva Aichhol-

zer, Gerald Bauer, Petra Busswald, 

Bernd Fischer, Walter Galehr, Wal-

traud Geber, Mene Hölzl, Liesi Lö-

cker, Maria Prem, Robert Schwind, 

Mario Sedlak, Roland Weber, Günter 

Wind (Beiräte). Grundlegende Rich-

tung: Solidarität und Ökologie für 

einen nachhaltigen Lebensstil. 

Die Integrationskraft der Projekte ist 

nicht nur im Hinblick auf die  

Gemeinschaft beeindruckend  

(im Bild:  

Hippokrates-Statue von Kos) 
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Demonetarisierung – die  

Abschaffung des Geldes 

Von Lorenz Glatz  

 

In den letzten Jahren haben drei praktische und theoretische Interventionen an 

Bedeutung gewonnen: die Solidarische Ökonomie, die Commons und zuletzt das 

bewusste Negieren des Geldes als Medium des Sozialen, die Demonetarisierung. 

Die Vermutung, dass es sich um verschiedene Aspekte ein und derselben Sache 

handelt, liegt nahe, geht es doch um die Fragen, wie wir besser leben und wofür 

wir uns für die Zukunft einsetzen können. Ihr Pluralismus erscheint nicht als Man-

gel, sondern als Voraussetzung einer raschen und kreativen Entfaltung von Prakti-

ken, die nur in ihrer Fülle und Vielzahl ein Jenseits vom kapitalistischen System 

möglich machen und Antworten auf die ungelösten Fragen dazu geben. 

Die Debatte um die Demonetarisierung ist wahrscheinlich die schwierigste der 

genannten Interventionen. Wie auch bei den anderen Diskursen geht es zunächst 

darum, sichtbar zu machen, dass die herrschende Vorstellung vom Wirtschaften 

Praktiken ausblendet, die immer da waren und noch da sind. Das Muster 

„geldfreie menschliche Beziehung“ hat die doppelte Bedeutung, dass Geld nicht 

die menschliche Beziehung vermittelt, aber auch, dass die beteiligten Menschen 

gewaltfrei miteinander umgehen. Das Andere des Geldes ist eben gerade nicht 

die Kommandowirtschaft, Rationierung, Zuteilung, Anordnung – sondern die 

freie Übereinkunft und die Orientierung am menschlichen Bedürfnis. 

Der Diskurs richtet sich gegen eine Weltanschauung, für die das Geld nicht nur 

Garant der Freiheit ist, sondern die auch so tut, als sei Geld die natürlichste Sache 

von der Welt und das tauschende Verhalten („Ich gebe nur, wenn auch du gibst“) 

die menschliche Verkehrsform schlechthin. Geld wird im herrschenden Denken 

zum „Kommunikationsmittel der Bedürfnisse“ verklärt – mit dem schlichten 

„Argument“, dass im herrschenden Wirtschaftssystem das Bedürfnis ohne Geld 

stumm und machtlos sei. Da können Millionen Menschen verhungern und Milli-

arden verwahrlosen, da können Gesundheit und elementare Existenz massenhaft 

draufgehen, die gute Meinung vom Geld – oder vielleicht einem anderen, besse-

ren Geld – als notwendigem Kommunikationsmittel über Bedarf und Produktion 

scheint unerschütterlich. 

Gegen dieses hanebüchene Bedingungsdenken – ohne Moos nix los, ohne Göd 

ka Musi – macht 

der Demonetarisie-

rungsdiskurs gel-

tend, dass unsere 

Realität voller geld-

freier Elemente ist 

und dass die allge-

meine Ausblendung 

auch darüber funk-

tioniert, dass man 

diese in lauter Be-

sonderheiten auf-

löst, statt etwas All-

gemeines zu finden. 

Von der ursprüngli-

chen gebenden 

Liebe der Mutter zu 

ihrem Kind, 

Die ursprüngliche gebende Liebe der 

Mutter zu ihrem Kind, sozusagen die 

geldfreie Urerfahrung jedes  

Menschen 
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   sozusagen der geldfreien Urerfah-

rung jedes Menschen, über die Eth-

nographien von Schenkökonomien, 

Potlach-Ritualen
1
, Stammes-, Hof- 

und Dorfgemeinschaften, über die 

Entdeckung von durchaus gewalti-

gen geldfreien bedürfnis- oder ziel-

orientierten Beziehungsnetzen in-

nerhalb von Orden, Gilden, Organi-

sationen bis hin zu intentionalen 

Gemeinschaften wie den Jesuiten in 

Paraguay, den israelischen Kibuzzim 

und vielen anderen: Eine Unmenge 

an Belegen lässt an der behaupteten 

Universalität des Geldes zweifeln. 

Moderne Entwicklungen wie die 

freie Softwareentwicklung, Wikipe-

dia oder die wachsende Bedeutung 

des Freiwilligensektors ergänzen 

diesen Befund. 

Die Demonetarisierungsdebatte 

bleibt nicht beim Konstatieren von 

Fakten stehen. Sie fragt, wieso die 

geldfreien Beziehungen vom Geld 

als „offiziellem” Medium der Kom-

munikation umhüllt, überlagert, 

durchsetzt, infiltriert werden konn-

ten und können. Sie fragt, welcher 

Leistung es bedürfe, um ein geldfreies System der 

Tätigkeiten und Bedürfnisse ins Licht und in die 

Wirklichkeit zu bringen. 

Mit der Krise von 2008 entstand grundsätzliches Misstrauen gegen die bisher 

sakrosankte Welt des Geldes. Eine Ahnung geht um, dass nicht die Gier einzel-

ner Menschen „schuld” ist am Zusammenbruch bisher noch als „rational“ emp-

fundener Verhältnisse, sondern dass es gerade die sachgemäße Entwicklung der 

Logik des Geldes selbst ist, die zur massenhaften Vernichtung von Reichtum 

und Lebenschancen führt. Diese Logik funktioniert nur mehr durch Simulation, 

durch Aufrechterhaltung eines an sich schon nicht mehr existenzfähigen Zu-

standes. Das Mittel der Simulation war und ist die Verschuldung, die Erzeugung 

von Geld aus Nichts, verbunden mit dem vagen Versprechen, dass die Schaf-

fung von Geld zur massenhaften Entstehung von geldwertem Reichtum führt. 

Am Versuch, dieses Versprechen praktisch wahr zu machen, droht unsere Welt 

ökologisch und sozial zugrunde zu gehen. Der Glaube, dass das ganze Spiel 

noch zu einem sinnvollen Resultat führen könnte, ist am Zusammenbrechen, 

ohne dass ein Ausweg sichtbar geworden wäre. 

Eine Welt ohne Geld ist keine esoterische Fragestellung mehr. Immer mehr 

Menschen beginnen, sich zur Notwendigkeit zu bekennen, dieser verrückten 

Ökonomie ihren Zentralnerv zu ziehen, ihre fundamentale Macht zu brechen. 

Längst ist auch der prekäre Zusammenhang von Staat und Geld klar geworden. 

Das Politische, die scheinbar andere Seite der freien Willkür, hat sich nur auf 

der Grundlage des Geldsystems halten und entwickeln können. Jetzt, wo das 

Geldsystem zusammenbricht, steht auch der Kaiser ohne Kleider da. Die Fi-

nanzkrise des Staates ist zur Krise des Politischen selbst geworden. Alle Antwor-

ten in dessen Rahmen sind selbst nur mehr prekär und scheinhaft, weil sie stets 

von der Annahme ausgehen müssen, dass Geld für die Wohltaten des Staates 

vorhanden ist. 

 

Im herrschenden Wirtschaftssystem 

ist das Bedürfnis ohne Geld stumm 

und machtlos  

Langfassung: 

www.keimform.de/2013/

demonetarisierung-der-diskurs-

ueber-die-abschaffung-des-geldes/ 

Weitere Einführungen in die  

Demonetarisierung: 

www.streifzuege.org/2012/

demonetize-it/ und 

www.streifzuege.org/2012/

demonetarisierung-durch-

entwarenformung/ 
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1
 Der Potlatch ist unter den indiani-

schen Gesellschaften in den Küsten-

regionen des nordwestlichen Amerika 

als das „Fest des Schenkens“ be-

kannt. Für das soziale Gleichgewicht 

der indianischen Gesellschaft hatte 

dies zur Folge, dass es nur selten zu 

einer dauerhaften Häufung von 

Reichtümern in den Händen einzel-

ner Personen oder Familienzweige 

kommen konnte. 

Quelle: Wikipedia 
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Solidarische Ökonomie und 

Zivilgesellschaft 

Von Franz Skala 

 

Die derzeitigen Strukturen und Mechanismen der globalen Entwicklungen 

bewirken eine wachsende Kluft zwischen Arm und Reich auf allen Ebenen 

und einen unverträglichen Ressourcenverbrauch mit irreversiblen Folgen. Das 

gesamte System ist so nicht zukunftsfähig und bedarf dringend grundlegender 

Reformen. Dieser Konsens ist in den Statuten der Initiative Zivilgesellschaft 

festgehalten. Das Leitbild dafür sieht Lebensfreundlichkeit als Ziel und eine 

Erneuerung der Wirtschaftsordnung bis in ihre Grundstrukturen als einen Weg. 

Wesentliche Unterschiede gegenüber dem sich weltweit verbreitenden Sys-

tem, das die selbst entwickelten wirtschaftlichen Regeln als Maß aller Dinge 

betrachtet, bestehen darin, eine zukunftsfähige Wirtschaftsordnung an 

menschlichen (Grund)-Bedürfnissen zu orientieren und Solidarität dem Kampf 

aller gegen alle vorzuziehen. 

Auf dem Weg zu einer solchen Solidarischen Ökonomie können zivilgesell-

schaftliche Initiativen eine wichtige Rolle spielen, die ja auch in anderen Be-

reichen zunehmend von ihnen erwartet wird. 

Bei der aktuellen „Konferenz Zivilgesellschaft“, die in Rahmen des 

„Solidarische Ökonomie“-Kongresses stattfindet, werden Beiträge mehrere Ini-

tiativen präsentiert, die sich mit sozialen und ökologischen Aspekten befassen:  

 Ein Bedingungsloses Grundeinkommen für jedes Mitglied der Gesell-

schaft soll soziale Sicherheit schaffen und alle Menschen von finanziel-

len Existenzängsten befreien, was dann auch selbstbestimmte Formen 

zivilgesellschaftlichen und politischen Engagements erleichtern könnte. 

Das ist das Ziel einer Europäischen BürgerInnen-Initiative, über deren 

Fortschritte berichtet wird. 

 Durch die Begrenzung der Ressourcennutzung auf ein zukunftsverträgli-

ches Maß könnte eine Ressourcenwirtschaft zur Sicherung der natürli-

chen Lebensgrundlagen beitragen. Für eine gerechtere Verteilung unse-

rer natürlichen Ressourcen wurde ein Zertifikatssystem entwickelt, das 

zugleich deren Nutzung begrenzt. Ein mögliches Maß dafür ist der öko-

logische Fußabdruck. 

 Die derzeitigen Geldmechanismen sind für eine solidarische Ökonomie 

kontraproduktiv. Ein weiterer Beitrag stellt sich die Frage, wie ein Geld-

wesen beschaffen sein müsste, damit solidarisches Wirtschaften geför-

dert und nicht behindert wird. 

Das sind einige der Schritte, die für die notwendigen wirtschaftlichen, politi-

schen und gesellschaftlichen Veränderungen erforderlich wären, um eine le-

benswerte Zukunft zu erreichen. Eine reale Chance dazu besteht, wenn die 

verschiedenen Initiativen gemeinsam in der Zivilgesellschaft auf dieses Ziel 

hinarbeiten. 

Zur Förderung erfolgreicher Zusammenarbeit wird es einen „Markt der Mög-

lichkeiten“ geben. 

Gemeinsamkeiten und Widersprüche von (zivilgesellschaftlichen) Visionen der 

zukünftigen Entwicklung sollen in einer Diskussionsrunde behandelt werden. 

Die Initiative Zivilgesellschaft 

wurde im Jahr 2006 mit dem 

Ziel gegründet, die pluralisti-

schen Kräfte zivilgesellschaft-

lichen Wirkens für eine zu-

kunftsfähige Gesellschaft zu 

bündeln. Die Mitgliederorga-

nisationen wollen gemeinsam 

Ideen und Projekte zur sozia-

len und ökologischen Erneue-

rung anstoßen. 

Zweimal jährlich findet dazu 

die Konferenz Zivilgesellschaft 

statt, die Organisationen, 

Initiativen und engagierten 

Bürgerinnen und Bürgern ein 

Forum der Begegnung und 

Verständigung öffnet. 

Aus den bisherigen 10 Konfe-

renzen haben sich bereits 

einige gemeinsame Perspekti-

ven herauskristallisiert: Ne-

ben den Lösungen für ökolo-

gische und soziale Herausfor-

derungen wurde an Konzep-

ten für eine neue soziale Ar-

chitektur unserer Gesellschaf-

ten gearbeitet. Dabei herrscht 

in der Initiative Zivilgesell-

schaft der Konsens, dass 

fruchtbarer Wandel nur aus 

demokratischen Entscheidun-

gen hervorgehen kann, die 

aus dem dialogischen Zusam-

menwirken aller Strömungen 

und Kräfte unserer Rechtsge-

meinschaften getroffen wer-

den. 

www.initiative-zivilgesellschaft.at 

SOL ist Mitglied der Initiative 

Zivilgesellschaft. 
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Gemeinsam an einer  

solidarischen Zukunft bauen – 

das Hofkollektiv Wieserhoisl 

stellt sich vor 

 

Zu uns und unserem Zusammenleben 

Nach einer Pionierphase zwischen 2006 und 2007 entstand im Frühjahr 2008 

oberhalb von Deutschlandsberg, am Fuße der Koralm, das Hofkollektiv Wie-

serhoisl. Hier leben derzeit neun Erwachsene und drei Kinder.  

Wir leben in einem Haushalt und entscheiden im Konsens. Wir bemühen uns, 

individuelle Bedürfnisse zu respektieren, und nehmen uns Zeit und Raum, um 

Konflikte zu bearbeiten und unser soziales Lernen voranzutreiben. Das Zu-

sammenleben in einer größeren Gruppe ermöglicht es uns, solidarisch zu un-

terstützen. Viele Köpfe und Hände machen nun mal viel mehr möglich. 

Teil unseres Alltagslebens ist auch eine gemeinsame Kasse. Alle eingebrachten 

finanziellen Mittel tragen zur Deckung der laufenden Kosten sowie individuel-

ler Bedürfnisse bei. Hierbei ist es uns vor allem wichtig das gängige Bewer-

tungssystem von Arbeit aufzubrechen. Subsistenzlandwirtschaft, Hausarbeit 

oder Kinderbetreuung haben denselben Anspruch auf Wertschätzung wie be-

zahlte Erwerbsarbeit. Anfallende Kosten decken wir mit fixen und unregelmä-

ßigen Einnahmen. Laut Statistik leben wir unter der Existenzgrenze. Wir sehen, 

es geht trotzdem – das leben wir täglich. 

 

Wir stellen Lebensmittel in unsere Lebens-Mitte 

Zum Hof gehören ca. 12 ha arrondierter Grund, welcher sich auf Wald und 

Grünland aufteilt. Die hofeigene Quelle versorgt uns mit Trinkwasser, und 

eine Pflanzenkläranlage reinigt das anfallende Abwasser. Wir betreiben Gemü-

se- und Obstbau, Gewürz- und Heilkräuteranbau. Wir haben Hühner, Enten 

und Gänse und beweiden Teile unserer Flächen mit Krainer Steinschafen. Mit 

den 4,5 ha Wald decken wir unseren Brenn- und Bauholzbedarf. Wir fördern 

alte sowie standortangepasste Sorten, die Vielfalt im Garten und im Wald. 

Über die Hofgrenzen hinaus sind wir gerade dabei, mit einigen Menschen der 

Region eine gemeinschaftsgestützte Landwirtschaft und eine Lebensmitel-

kooperative in der Stadt Deutschlandsberg aufzubauen. Bei den bisherigen 

Treffen gab es hierbei rege Beteiligung unterschiedlichster Menschen aus der 

Umgebung. 

 

Netzwerke bilden 

Wir sehen uns als Teil einer internationalen Bewegung, eines Netzwerkes von 

anderen Höfen, Initiativen und Projekten, die für andere Welten kämpfen. 

Wir schließen uns zusammen, um Theorie in Praxis umzusetzen und Erfahrun-

gen auszutauschen. Beispiele sind die Saatgutkampagne „Zukunft säen – Viel-

falt ernten“, „Reclaim the Fields“ sowie Via Campesina und die Bewegung für 

Ernährungssouveränität. 



18 Sustainable Austria Nr. 62  

 

  
Wo wollen wir hin 

Unsere Vision ist ein Netzwerk aus freien Orten, in denen wir bedürfnisorientier-

te Autonomie leben können. Dazu brauchen wir eine langfristige Perspektive, die 

derzeit nicht gegeben ist, da wir das Wieserhoisl nur gepachtet haben. Einen Ver-

kauf an andere InteressentInnen schließen die Besitzer nicht aus, was für uns den 

Auszug bedeuten würde. Um das Wieserhoisl langfristig aus der Immobilienspe-

kulation zu entziehen, haben wir beschlossen, den Hof zu kaufen und in das 

Eigentum eines Vereins zu übergeben. 

Drei Hofkollektive arbeiten gerade an der Gründung eines Trägervereins, bei 

dem die Eigentumstitel der Höfe liegen sollen. Der Trägerverein verpachtet dann 

die einzelnen Höfe wiederum an die jeweiligen Nutzungsvereine. (Näheres sie-

he: zugangzuland.noblogs.org) 

Der Kaufpreis für das Wieserhoisl übersteigt bei weitem unsere finanziellen Mit-

tel. Mit Spenden möchten wir den größten Teil des Kaufpreises abdecken. Die 

Spenden werden ausschließlich dafür verwendet, den Hof zu kaufen, um an die-

sem Ort eine Keimzelle für eine andere Welt aufzubauen. Dafür brauchen wir 

breite Unterstützung. 

 

Wenn ihr uns unterstützen wollt, sind auf unserer Homepage umfassende Infor-

mationen zu finden: 

www.wieserhoisl.at 

http://www.wieserhoisl.at/
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Wie wir
1
 Solidarische  

Ökonomie verstehen 

Vom Organisationsteam des Kongresses Solidarische Ökonomie 

 

„Solidarische Ökonomie“ wird vielfach als Begriff für ein anderes Wirtschaftsmo-

dell verstanden. Dieses „andere Wirtschaftsmodell“ ist keinesfalls als dogmatisch 

zu verstehen, sondern ist geprägt von einer Vielfalt, die den Ansprüchen der 

Menschen in aller Welt gerecht werden soll und kann. Klarerweise versteht sich 

die Solidarische Ökonomie als Alternative zum Kapitalismus. 

 

Die „Solidarische Ökonomie“ beruht freilich auf einigen Säulen, die unabdingbar 

sind. Diese Säulen sind: 

1. Selbstverwaltung 

2. Kooperation 

3. ökologisches Wirtschaften 

4. Orientierung am Nutzen aller, anstatt am persönlichen Profit 

5. Sicherung des Lebensunterhalts der Beteiligten 

 

1. Selbstverwaltung 

Solidarökonomisches Wirtschaften in Selbstverwaltung ist nicht hierarchisch or-

ganisiert, Entscheidungen werden gemeinsam demokratisch (1 Mensch =  

1 Stimme) oder im Konsens getroffen. In demokratischen Prozessen sind Macht-

ausübung, Verantwortungsübernahme und Informationsbeschaffung auszuhan-

deln, und es gibt nur gemeinsames Eigentum am Betrieb.  

 

2. Kooperation 

Solidarische Betriebe arbeiten nicht für sich allein, sondern nehmen an Netzwer-

ken teil. Arbeitsabläufe, Vertrieb, Einkauf, Ressourcennutzung werden nicht in 

Konkurrenz, sondern in Kooperation organisiert. „Um die Vorteile der Solidari-

schen Ökonomie nutzen zu können, muss gemeinsam über die einzelnen Orga-

nisationen hinaus ein Netzwerk der solidarischen AkteurInnen entstehen, damit 

der Bedarf an hochwertigen Gütern und Dienstleistungen gedeckt werden kann. 

Egal ob es sich um Verei-

ne, solidarische Kredit-

fonds, selbstverwaltete 

Unternehmen, Produkti-

onsgruppen, Tauschringe, 

Netzwerke, Regiogeld 

usw. handelt, ihre Organi-

sation und legale Unter-

nehmensform ist nicht 

ausschlaggebend, viel-

mehr müssen sie die ge-

nannten Charakteristika in 

ihrem gesellschaftlichen 

und wirtschaftlichen Han-

deln sowie in ihrem Natur-

bezug aufweisen.“
2
 

 

1
 Selbstverständnis vom Plenum des 

Organisationsteams  

2   
Clarita Müller-Plantenberg;  

Bildung – Wissensproduktion –  

Solidarische Ökonomie. In: 

www.igbildendekunst.at/

bildpunkt/2011/anders-handeln/

bildung-wissensproduktion-

solidarische-oekonomie.htm 

Solidarische Ökonomie ist ein  

Gegenmodell zur neoliberalen  

Ökonomie, die alle Welt den  

Gesetzen des globalen Marktes  

unterwerfen will.  

Weltweit existieren  

zahlreiche (aber noch nicht genug)  

erfolgreiche Beispiele  

Solidarischer Ökonomie. 
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3. Ökologisches Wirtschaften 

Nachhaltigkeit bei der Nutzung von Material, Flächen, Wasser, Energie etc. und 

die Ausrichtung auf regionale Kreislaufwirtschaft sind auch bei internationalen 

Kooperationen selbstverständlich. 

4. Gemeinwohl vor persönlichem Profit 

Solidarische Wirtschaft strebt ein besseres Leben für alle anstatt egoistisches Pro-

fitstreben an. Gendergerechtigkeit und Solidarität der Kulturen untereinander 

sind unabdingbar. 

5. Sicherung des Lebensunterhaltes 

Solidarisches Wirtschaften ist selbstverständlich darauf ausgerichtet, den Lebens-

unterhalt der Beteiligten zu sichern. Ebenso selbstverständlich gibt es keine un-

gleiche Entlohnung zwischen Frauen und Männern, keine hohen Einkommens-

unterschiede zwischen Management und Mitarbeitenden und keinerlei unter-

schiedlichen Begünstigungen. Die Entlohnung erfolgt auf Basis der eingesetzten 

Arbeitszeit, wobei eine Arbeitsstunde – egal, von welcher Person sie geleistet 

wird – annähernd in gleicher Höhe abgegolten wird. Diese Abgeltung muss 

nicht in monetärer Form erfolgen, Subsistenz steht im Vordergrund. 

Tatsache ist, dass in der gegenwärtigen Krise Solidarische Betriebe erstaunlich 

gut bestehen und sogar neue Arbeitsplätze schaffen, während internationale 

Konzerne eifrig daran arbeiten, möglichst viele Arbeitsplätze wegzurationalisie-

ren. 

Solidarische Ökonomie ist ein Gegenmodell zur neoliberalen Ökonomie, die 

alle Welt den Gesetzen des globalen Marktes unterwerfen will. Weltweit existie-

ren zahlreiche (aber noch nicht genug) erfolgreiche Beispiele Solidarischer Öko-

nomie: 

 Genossenschaften in Europa  

 Solidarische Ökonomie in Lateinamerika und Indien 

 die „Fair-Trade-Bewegung“ als partnerschaftliche Organisation von Pro-

duzentInnen und KonsumentInnen.  

Solidarische Betriebe und Projekte sind keineswegs nur „Nischenbetriebe des 

Weltmarktes“; sie sind als Alternativen zu kapitalistischen Unternehmen etab-

liert. 

Die Vielfältigkeit und auch die Erfolge des solidarischen Wirtschaftens untergra-

ben das weitverbreitete Verständnis von der Unwiderruflichkeit des gegenwärti-

gen beherrschenden Wirtschaftssystems. Solidarisches Wirtschaften kann somit 

als „der lebendige Zweifel an der These vom Ende der Geschichte, an dem es 

‚keine Alternativen‘ mehr gäbe“ (Elmar Altvater), verstanden werden. 

Der „Kongress Solidarische Ökonomie“ (22. 02. – 24. 02. 2013 BOKU Wien) 

bietet die Möglichkeit, solidarisch wirtschaftende Betriebe und Projekte vor-

zustellen, sich über die Vielfalt an Solidarökonomischen Unternehmungen 

zu informieren, eigene Ideen vorzustellen, Gleichgesinnte zu treffen, Netz-

werke zu knüpfen und an der Veränderung der Produktionsverhältnisse teil-

zunehmen. 


